
Handlung als solcher, und infolgedessen kann auch 
nicht ohne weiteres das Vorliegen der Voraussetzungen 
eines Schadensersatzanspruchs festgestellt werden. Ein 
solcher kann zwar gegeben sein, die Entscheidung dar­
über erscheint aber im Zuge des Sicherungs Verfahrens 
in jedem Falle unzweckmäßig und nicht mehr im 
Rahmen eines solchen Verfahrens liegend.

f) Ebensov/enig kann die Erhebung von Schadens­
ersatzansprüchen im objektiven Verfahren nach §§ 256 f. 
StPO in Betracht kommen. Das objektive Verfahren 
hat nicht die Verurteilung eines Angeklagten zum 
Gegenstand; wo aber eine Verurteilung zu Strafe nicht 
erfolgt, da kann m. E. auch eine Verurteilung zu 
Schadensersatz nicht ausgesprochen werden.

g) Schließlich bleibt die Anwendbarkeit der §§ 268 ff. 
StPO im Verfahren über den Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung gegen eine Strafverfügung (§'§ 328 ff. 
StPO) oder gegen einen Strafbescheid (§§ 450, 461 ff. 
RAbgO) zu prüfen. Im ersteren Falle dürfte gegen die 
Anwendung grundsätzlich nichts einzuwenden sein, 
wobei nur zu beachten ist, daß die Strafverfügung selbst 
eine zivilrechtliche Verurteilung nicht enthalten darf; 
das würde weder mit dem Wortlaut des Gesetzes noch 
mit dem Grundsatz, daß für zivilrechtliche Entscheidun­
gen das Gericht zuständig ist, zu vereinbaren sein. Der 
Verletzte wird sich also an dem Verfahren nur und 
erst dann beteiligen können, wenn der Beschuldigte 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung gestellt hat. Der 
Antrag des Verletzten kann bis zur Anberaumung des 
Hauptverhandlungstermins gestellt werden.

Im gerichtlichen Steuerstrafverfahren ist für die 
Geltendmachung von Schadensersatzforderungen seitens 
der Finanzbehörde kein Raum, weil diese Behörde die 
Festsetzung und Beitreibung ihrer Ansprüche selbst 
im Verwaltungswege vornimmt.

4. Inwieweit ist die Entscheidung über den Schadens­
ersatzanspruch von der strafrechtlichen Entscheidung 
abhängig? Eine ausdrückliche Vorschrift enthält § 271 
StPO für den Fall des Freispruchs: der Antrag ist ab­
zuweisen. Das muß also auch dann gelten, wenn der 
Freispruch nach § 221 Ziff. 4 StPO (mangels Voraus­
setzungen der Strafverfolgung) erfolgte, obwohl eine 
mit Strafe bedrohte und zum Schadensersatz ver­
pflichtende Tat an sich festgestellt wurde, wie z. B. im 
Falle einer nachgewiesenen Sachbeschädigung (§ 303 
StGB), wegen der der Angeklagte nur freigesprochen 
wurde, weil nicht oder nicht rechtzeitig Strafantrag 
gestellt worden war. Der Antrag muß m. E. auch ab­
gewiesen werden, wenn das Verfahren eingestellt wird, 
und zwar deshalb, weil es sich um ein einheitliches 
Verfahren handelt. Das Verfahren kann nicht hinsicht­
lich der Verfolgung und Verhängung der Strafe ein­
gestellt und wegen des Zivilanspruchs fortgeführt und 
zum Urteil gebracht werden. Umgekehrt wird aber der 
Fall möglich sein, daß trotz Verurteilung zu Strafe der 
Antrag abgewiesen werden muß, etwa dann, wenn 
eine Straftat als solche festgestellt ist, ohne daß aber 
erwiesen werden konnte, daß der Antragsteller der 
durch diese Straftat Verletzte ist.

5. Den Ausführungen Heinrichs über die Form des 
Antrages und seine Behandlung in der Hauptverhand­
lung ist zuzustimmen. Das bedeutet, daß die Bestim­
mungen der ZPO über die mündliche Verhandlung 
(§§ 128 ff., insbesondere § 137 ZPO) nicht zur Anwen­
dung kommen. Fraglich ist aber, inwieweit andere Vor­
schriften der ZPO heranzuziehen und entsprechend an­
zuwenden sind. Das gilt z. B. von § 287 ZPO (freie 
Schadensschätzung). Ich bin der Auffassung, daß § 287 
ZPO eine rein auf den Zivilprozeß zugeschnittene Vor­
schrift ist, auf die das Strafgericht bei seiner Urteils­
findung verzichten kann und muß. Das Gericht ist 
auch bei der Feststellung des Schadens und des Scha­
densumfanges allein dem in § 1 Abs. 2, § 200 Abs. 1 
StPO zum Ausdruck gebrachten Grundsatz unterwor­
fen. Läßt sich eine genaue Feststellung danach nicht 
treffen oder erweist sie sich als unzweckmäßig, so ist 
nach § 270 StPO zu verfahren.

Nicht so leicht ist die Frage zu beantworten, inwie­
weit das Gericht entsprechend § 308 Abs. 1 ZPO an den 
Antrag des Verletzten gebunden ist, d. h. ob der Grund­

satz „ne eat iudex ultra petita partium“2) auch im Ver­
fahren nach §§ 268 ff. StPO gilt. Hier stehen sich gegen­
über das Prinzip des Amtsbetriebes und der materiellen 
Wahrheitserforschung einerseits und der Grundsatz, 
daß eine Entscheidung des Strafgerichts über einen 
Schadensersatzanspruch von einem Antrag des Ver­
letzten abhängig ist, andererseits. Heinrich ist m. E. 
mit Recht der Auffassung, daß der Antragsteller die 
Feststellung von Art und Umfang der Schadensersatz­
pflicht dem Gericht anheimgeben kann. Für einen 
solchen Fall ist die aufgeworfene Frage gegenstandslos. 
Wie aber, wenn ein ziffernmäßig bestimmter Geld­
ersatz verlangt wird? Hier bin ich der Auffassung, 
daß das Gericht nicht befugt ist, die vom Antragsteller 
gezogene Grenze zu überschreiten, und zwar deshalb 
nicht, weil insoweit eben ein Antrag, der ja Voraus­
setzung für das Verfahren nach §§ 268 ff. StPO ist, nicht 
vorliegt.

Eine weitere interessante Frage ist die, ob in ge­
gebenen Fällen der Angeklagte dem Schadensersatz­
anspruch gegenüber mit Erfolg die Einrede der Ver­
jährung erheben kann. M. E. ist ihm dieses Recht 
zuzugestehen, da es sich um eine materiellrechtliche 
Einrede handelt, die jederzeit geltend gemacht werden 
und auf deren Wirksamkeit es keinen Einfluß haben 
kann, daß sie zufällig im Verlauf des Strafverfahrens 
erhoben wird. Auch der Zivilrichter muß sie z. B. 
schon dann beachten, wenn aus dem Vortrag des Klä­
gers sich die Tatsache der Einredeerhebung durch den 
Verklagten ergibt.

6. Gilt auch für die Verhandlung über den Schadens­
ersatzanspruch die Bestimmung des § 216 StPO (Hin­
weis auf die veränderte Rechtslage), wenn sich z. B. 
ergibt, daß ein aus § 823 BGB folgender, aber nach 
§ 852 BGB schon verjährter Anspruch auch seine Stütze 
in § 985 BGB findet? Das wird im Hinblick auf den 
Wortlaut des § 216 StPO verneint werden müssen, 
wenngleich das nobile officium des Richters es ver­
langt, die tatsächlichen und rechtlichen Seiten des 
Schadensersatzanspruchs nach ihren wesentlichen Rich­
tungen mit den Beteiligten zu erörtern.

7. Für die Zulässigkeit eines Anerkenntnisurteils 
würde die praktische Erwägung sprechen, daß es um­
ständlich erscheint, nach Anerkenntnis des Angeklagten 
den Verletzten mit seinem Antrag auf Erlaß des An­
erkenntnisurteils an das Zivilgericht zu verweisen. In­
des stehen hier die Prinzipien des Strafprozesses zwin­
gend entgegen. Ebensowenig wie für die strafrechtliche 
Schuldfrage das Geständnis des Angeklagten formelle 
Beweiskraft hat, darf das Gericht an ein Anerkenntnis 
des Angeklagten gebunden sein. Das Anerkenntnisurteil 
ist im Verfahren nach §§ 268 ff. StPO also ebenso unzu­
lässig wie das Versäumnisurteil. Dem Gericht wird 
jedoch das Anerkenntnis in der Regel wesentliche 
Grundlage für seine Beweiswürdigung sein, und unter 
diesem Gesichtspunkt wird die Praxis die Möglichkeit 
des formellen Anerkenntnisurteils leicht entbehren 
können.

8. Einige Ergänzungen zu den Ausführungen von 
Heinrich erscheinen mir noch bezüglich der Fassung 
von Urteilen erforderlich, die in Fällen des § 270 StPO 
nur über den Grund des Anspruchs entscheiden. Die 
Formel selbst wird entweder zu lauten haben: „Der 
Angeklagte wird weiter verurteilt, dem durch die Tat 
Verletzten . . . den diesem entstandenen Schaden zu 
ersetzen“ oder: „Der Anspruch des . . . gegen den An­
geklagten auf Ersatz des ihm durch die Tat entstande­
nen Schadens ist dem Grunde nach gerechtfertigt“. 
Daran schließt sich die Verweisung, etwa in der Form: 
„Zur Verhandlung über die Höhe des Schadensersatz­
anspruchs wird die Sache an die Zivilkammer des Kreis­
gerichts . . . verwiesen“.

9. Bezüglich der gegen ein Grundurteil gebenenen 
Rechtsmittel oder sonstigen Möglichkeiten der weiteren 
Rechtsverfolgung enthält das Gesetz eine klare und 
eindeutige Regelung, der nichts hinzuzufügen ist. Fühlt 
sich der Angeklagte beschwert, so kann er Berufung 
einlegen; umgekehrt kann der Verletzte, falls nicht der 
Staatsanwalt Protest einlegt, im Falle der Abweisung 
seines Antrages Klage beim Zivilgericht erheben. Frag­
lich ist die Rechtslage aber z. B. in folgendem Fall:

2) „Der Richter darf über die Anträge der Parteien nicht hin­
ausgehen".
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